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 Die Nummerierungen auf dieser Doppelseite entsprechen jenen der Vorlagen.

SVP
Johann Widmer, 
SVP Kreis 10

GLP
Selina Frey,  
GLP, 
Kreis 6 und 10

1.) Nein. Diese Initiative ist ex
trem und gefährdet den For
schungsstandort Schweiz. Es be
stehen schon genug gute Gesetze, 
um Missbräuche zu verhindern.

2.) Nein. Die Verbotslawine muss 
gestoppt werden. Wir haben 
schon genug Verbote und unsere 
Jugend ist gut geschützt. Niemand 
von uns will, dass Kinder rauchen. 
Und niemand von uns will, dass 
Kinder zum Rauchen verführt wer
den. Und hier wurde in der 
Schweiz schon sehr viel erreicht. 
Bedenken Sie bitte auch, was 
schon alles verboten wurde. Diese 
Initiative ist extrem und daher ab
zulehnen. 

3.) Ja. Erhöht ein KMU sein Akti
enkapital, handelt ein KMU mit 
seinen Aktien oder zahlt das KMU 
Versicherungsprämien, dann wird 
die Stempelsteuer fällig. Das KMU 
zahlt somit dem Staat Steuern von 
dem Geld, das es eigentlich für 
den Weiteraufbau des Unterneh
mens geplant hat. 
Fast 90 Prozent der von dieser 
Steuer betroffenen Unternehmen 
sind KMU mit weniger als 250 Mit
arbeitenden. Sie machen über 99 
Prozent der Unternehmen in der 
Schweiz aus und stellen zwei Drit
tel der Arbeitsplätze. Die Stempel
steuer bedroht direkt die Arbeit
nehmenden, weil sie die Zukunft 
der Unternehmen, die sie beschäf
tigen, gefährdet.

4.) Nein. Vom Staat finanzierte 
Medien sind nicht mehr glaubwür
dig. Die Geschichte lehrt, dass 
staatlich kontrollierte Medien Ge
genpositionen der Opposition ab
würgen und die demokratischen 
Kontrollen somit aufgehoben wer
den. Wir wollen auch keine Steuer
geldMillionen an Medienmillionä
re verschwenden.

1.) Nein. Die GLP setzt sich für die 
Weiterentwicklung und Priorisie
rung von Ersatzmethoden an Stel
le von Tierversuchen ein. Heute 
gibt es jedoch leider keine Alterna
tiven, welche eine vollständige Ab
schaffung derer erlaubt. Ein sofor
tiges Verbot würde nur zu einer 
Verlagerung ins Ausland führen, 
wo es meist schwächere Regeln 
gibt. 

2.) Ja. Der Zeitpunkt des Einstiegs 
ins Rauchen und der Folgeerschei
nungen liegen sehr weit auseinan
der und der Anteil an Rauchern 
bei den Jungen ist in der Schweiz 
vergleichsweise hoch. Viele Ein
flussfaktoren können nicht direkt 
gesteuert werden (zum Beispiel 
das persönliche Umfeld), der Ein
fluss der Werbung jedoch schon.

3.) Ja. Die Abschaffung der ein
prozentigen Emissionsabgabe auf 
Eigenkapital mindert die Last für 
inländisch ansässige oder zuzie
hende Unternehmen, insbesonde
re auch Startups und KMU. Wir 
begrüssen die Förderung der 
Standortattraktivität und den indi
rekten Beitrag zur Bewältigung 
von wirtschaftlich herausfordern
den Situationen wie der Co
vid19Pandemie. 

4.) Ja. Für eine Demokratie ist ei
ne qualitative, vielfältige und lokal 
präsente Medienerstattung ent
scheidend. Diese ist jedoch durch 
den zunehmenden wirtschaftli
chen Druck, zum Beispiel durch 
wegbrechende Werbeeinnahmen, 
bedroht. Die GLP begrüsst die För
derung der Regionalmedien und 
die Förderung von OnlineMedien. 
Die ausgebaute Zustellermässi
gung traditioneller Printmedien 
wurde auf sieben Jahre befristet 
und wird so als vertretbar be
trachtet. Innovation wird und 
muss trotzdem stattfinden. 

Parteien zur

 Fortsetzung auf Seite 3

Abstimmung vom 13. Februar

Am 13. Februar kom-
men vier Vorlagen 
auf eidgenössischer 
Ebene zur Abstim-
mung. Der «Höng-
ger» hat die in den 
Zürcher Parlamen-
ten vertretenen Par-
teien aus dem Wahl-
kreis 6 und 10 um 
ihre Empfehlung 
gebeten.

1.) Volksinitiative vom  
18. März 2019 «Ja zum 
Tier- und Menschenver-
suchsverbot – Ja zu 
Forschungswegen mit 
Impulsen für Sicherheit 
und Fortschritt»

2.) Volksinitiative vom  
12. September 2019  
«Ja zum Schutz der 
Kinder und Jugendlichen 
vor Tabakwerbung (Kin-
der und Jugendliche 
ohne Tabakwerbung)»

3.) Änderung vom  
18. Juni 2021 des Bun-
desgesetzes über die 
Stempelabgaben

4.) Bundesgesetz vom 
18. Juni 2021 über ein 
Massnahmenpaket 
zugunsten der Medien

DONNERSTAG,  10.  FEBRUAR 

Indoor-Spielplatz
9.30 bis 16 Uhr. Mittwochs und 
donnerstags stehen Bobbicars, 
Kletternetz, Gireizli und viele 
Spielsachen im Kulturkeller bereit. 
Ein Teammitglied des GZ ist anwe-
send. GZ Höngg, Limmattalstrasse 
214.

Malen an der Staffelei
14 bis 16 Uhr. Freies Malen für Kin-
der mit Begleitperson. Staffeleien, 
Malblätter, Malschossen, Farben 
und Pinsel stehen zur Verfügung. 
2 Franken pro Blatt, 50 Prozent 
mit KulturLegi. Ausser in den Som-
merferien. GZ Höngg, Limmattal-
strasse 214.

FREITAG,  11 .  FEBRUAR 

Senioren Turner
9 Uhr. Gymnastik, Fitness, Ge-
dächtnistraining. Jeden Freitag. 
Reformiertes Kirchgemeindehaus, 
Ackersteinstrasse 186.

Turnen 60plus
9 bis 11 Uhr. Für Frauen, die trotz 
des Älterwerdens ihre Beweglich-
keit und Kraft erhalten wollen. Je-
den Freitag (ausser in den Schul-
ferien) von 9 bis 10 Uhr oder von 
10 bis 11 Uhr. Pfarramt Heilig Geist, 
Limmattalstrasse 146.

Freies Malen
9.30 bis 12 Uhr. Jeden Freitag (aus-
ser in den Schulferien), nur mit Be-
gleitung. Platzzahl beschränkt. 2 
Franken pro Blatt. GZ Höngg, 
Standort Rütihof, Hurdäckerstras-
se 6.

Offener Jugendtreff im Chaste
19.30 Uhr. Ab der Oberstufe tref-
fen sich die Jugendlichen in dem 
von ihnen selbst gestalteten Treff. 
Drinnen oder draussen wird disku-
tiert, Musik gehört oder getöggelt. 
Bis 22.30 Uhr. GZ Höngg Kasten, 
Im oberen Boden 2.

MONTAG,  14 .  FEBRUAR

Bewegung mit Musik
8.45 bis 11 Uhr. Für Gelenke und 
Muskeln mit Lachen und Gesellig-
keit, fein, subtil und effizient. Je-
den Montagmorgen, 8.45 bis 9.45 
und 10 bis 11 Uhr. Reformiertes 
Kirchgemeindehaus, Ackerstein-
strasse 186.

Höngg aktuell
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GRÜNE
Tina Erb,
Grüne
Kreis 6 und 10

SP
Mathias
Egloff,
SP 10

FDP
Martina  
Zürcher-Böni, 
FDP 10

AL
Judith Stofer,
AL,
Kreis 6 und 10

1.) Nein. Wir Grünen setzen uns 
seit jeher für das Tierwohl ein, 
doch diese Initiative schiesst 
übers Ziel hinaus. Unbedenkliche 
Beobachtungsstudien wären ver-
boten und die Erforschung von 
Arzneimitteln, Impfstoffen und 
wichtigen Medizinprodukten stark 
eingeschränkt, was für unsere Ge-
sundheitsversorgung gravierend 
wäre. Tierversuchsforschung soll 
so weit wie möglich ersetzt, ver-
ringert oder verbessert werden, 
jedoch ohne Gefährdung unserer 
Gesundheitsversorgung.

2.) Ja. Jugendliche, die gar keine 
Tabakprodukte kaufen dürfen, sol-
len auch nicht zum Rauchen ver-
führt werden. Der Tabakkonsum 
fordert jährlich 10  000 Todesfälle 
und 5,6 Milliarden Franken Ge-
sundheitskosten. Auch der Gegen-
vorschlag ist eine Farce, da dieser 
Werbung in Gratiszeitungen, an 
Festivals und in sozialen Medien 
weiterhin erlaubt – da wo Jugend-
liche sich aufhalten.

3.) Nein. Die Abschaffung der 
Stempelsteuer ist ein Steuerge-
schenk an Aktiengesellschaften 
und hilft den KMUs nicht. Zudem 
bescherte die Abschaffung dem 
Bund Einbussen in Millionenhöhe 
und dies während einer Pandemie. 
Wie die Erfahrung zeigt, führen 
Steuersenkungen zur Erhöhung 
von Mehrwertsteuer oder Einkom-
menssteuer. Stoppen wir die Steu-
ersenkungsgelüste für Reiche.

4.) Ja. Unabhängige, dezentrale 
und gut recherchierte Medien 
sind unabdingbar für eine funktio-
nierende Demokratie. Sie tragen 
zur Meinungsbildung bei und ver-
ringern Falschinformationen. Die 
Medien, insbesondere lokale Me-
dien, müssen sich neu orientieren 
und dem digitalen Wandel anpas-
sen. Für diesen Prozess sollen sie 
eine befristete finanzielle An-
schubhilfe erhalten.

1.) Nein. Die Initiative will Tier-
versuche und Versuche mit Men-
schen ganz verbieten. Ebenso den 
Import von Medikamenten, wel-
che mit Tierversuchen entwickelt 
wurden. Einfach alles zu verbie-
ten, greift jedoch viel zu kurz. Die 
Forschenden in der Schweiz leis-
ten viel, um diese Versuche – wo 
es geht – durch andere Methoden 
zu ersetzen. Ohne sie stünde je-
doch die Erforschung von Krebs, 
Depression oder Alzheimer still. 
Die Initiative zeigt keinen Lösungs-
weg auf.

2.) Ja. Das Geschäftsmodell der 
Tabakkonzerne ist die Nikotin-
sucht. Es wäre ein grosser Gewinn 
für die Gesundheit, für die Finan-
zen, fürs Wohlbefinden, wenn nie-
mand mehr mit dem Rauchen an-
finge. 

3.) Nein. Die Abschaffung der 
Stempelsteuer bezweckt, dass wir 
alle Konsum-Steuern zahlen müs-
sen, grosse Firmen aber nicht. Die-
se zahlen Stempelsteuer, wenn sie 
neue Aktien verkaufen. Fällt diese 
Steuer weg, steigen stattdessen 
andere Steuern, zum Beispiel die 
Mehrwertsteuer. Das ist unge-
recht und nützt nur ausgewählten 
Grossfirmen. Es sind aber KMU, 
welche Arbeitsplätze schaffen und 
die Wirtschaft am Laufen halten. 
Diese würden von der Abschaf-
fung praktisch nicht profitieren. 
Nein zum neuesten Steuer-Bschiss.

4.) Ja. Das Mediengesetz stärkt 
die unabhängigen, vor allem klei-
nen und lokalen Medien. Diese 
können sich immer weniger mit 
Werbung auf ihren Zeitungs- oder 
Internetseiten finanzieren. Das Ge-
setz fördert die Qualität und er-
möglicht es allen, sich zu informie-
ren, ohne dass Interessengruppen 
oder unbekannte Geldgeber dies 
für ihre Zwecke manipulieren. Da-
mit fördert das Gesetz auch die 
Demokratie.

1.) Nein. Die Schweiz hat bereits 
strenge Vorschriften für die 
Durchführung von Tierversuchen. 
Die Initiative will nun Tierversu-
che komplett verbieten und einen 
Import von Produkten, für deren 
Entwicklung Tierversuche unter-
nommen worden sind, ebenfalls 
untersagen. Durch die Initiative 
wäre keine Forschung zu Krank-
heiten wie Krebs oder Alzheimer 
mehr möglich und auch der Im-
port von verschiedenen Medika-
menten und Impfstoffen wäre 
nicht mehr erlaubt.

2.) Nein. Die Initiative will ein rei-
nes Werbeverbot für Tabak, was 
weder effektiv noch liberal ist. 
Wird die Initiative abgelehnt, tritt 
direkt das neue Tabakproduktege-
setz in Kraft. Dieses umfasst ver-
schiedene Massnahmen zum Ju-
gendschutz, beispielsweise ein 
Verkaufsverbot unter 18 Jahren 
oder ein Werbeverbot an Sport-
veranstaltungen.

3.) Ja. Mit der sogenannten Emis-
sionsabgabe steht die Schweiz in 
Europa fast allein da. Wenn ein Un-
ternehmen Eigenkapital aufnimmt, 
muss es 1 Prozent davon als Steu-
er abliefern, sobald kumuliert eine 
Million Franken überschritten ist. 
Diese Steuer hemmt neue Unter-
nehmen, welche ohnehin auch Ge-
winn- und Kapitalsteuern bezah-
len.

4.) Nein. Bereits heute unter-
stützt der Bund die Zustellkosten 
von Zeitungen und Vereinspubli-
kationen, Lokalradios und Regio-
nalfernsehen finanziell. Mit die-
sem Gesetz würden die bestehen-
den Subventionen massiv ausge-
baut und neu auch Online-Medien 
staatlich mitfinanziert. Wenn On-
line-Medien direkt vom Staat fi-
nanziert werden, dann sind sie 
nicht mehr gleich unabhängig.

1.) Nein.

2.) Ja. Kinder und Jugendliche, 
die von Gesetzes wegen keine 
Rauchwaren konsumieren dürfen, 
sollen nicht mit Tabakwerbung zu-
gepflastert werden. Es ist eine Tat-
sache, dass Tabakkonzerne ihre 
Produkte bei Kindern und Jugend-
lichen bewerben, so zum Beispiel 
bei Musikfestivals. Die meisten 
Raucher*innen haben als Minder-
jährige mit dem Rauchen angefan-
gen. Die Volksinitiative ist von Ärz-
ten und Ärztinnen, Jugend- und 
Sportverbänden und Krebs- und 
Lungenliga lanciert worden. 

3.) Nein. Wird die Stempelsteuer 
abgeschafft, verliert der Bund 
Steuereinnahmen von jährlich 250 
Millionen Franken. Von dieser Vor-
lage profitieren hauptsächlich 
grosse Unternehmen. Fallen diese 
250 Millionen Franken weg, müs-
sen sie entweder anderswo einge-
spart oder neu erhoben werden. 

4.) Ja. Diese Vorlage ist nicht nur 
wichtig für Medienschaffende, 
sondern auch für eine funktionie-
rende Medienlandschaft, eine in-
formierte Öffentlichkeit und damit 
schlussendlich für die Demokra-
tie. Zwar erhalten die vier grossen 
Verlage (Tamedia, Ringier, CH Me-
dia und NZZ) sehr viel von den 
rund 150 Millionen Franken. Aber 
auch die «Kleinen» erhalten immer 
noch genug. Die Unterstützung 
der «Kleinen» wie private Radios 
und Lokalfernsehveranstalter so-
wie Online-Medien wirkt nachhal-
tig und fliesst direkt in die Verbes-
serung der Arbeitsbedingungen 
für Medienschaffende. Zudem er-
halten Aus- und Weiterbildungsin-
stitutionen und Presserat neu 
mehr Mittel. Und die neuen On-
line-Medien wie beispielsweise 
«Republik» und «Tsüri» erhalten 
insgesamt 30 Millionen Franken.

Abstimmung
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